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Regierung wegen Auto-Affäre in Kritik
Landräte protestieren gegen Versuch, ihre Untersuchungsbefugnisse einzuschränken

Von Christian Keller

Liestal. Wenn nächste Woche der
neuste Untersuchungsbericht der Basel-
bieter Geschäftsprüfungskommission
(GPK) im Landrat verhandelt wird,
muss sich Bau- und Umweltschutz-
direktorin Sabine Pegoraro (FDP) – ein-
mal mehr – warm anziehen. Nicht nur
die aufgedeckten Missstände im Fahr-
zeugwesen sorgen für Unmut (die BaZ
berichtete). Es geht auch darum, wie 
die Regierung auf die von der GPK und
der Finanzkontrolle zutage geförderten 
Ungereimtheiten reagiert hat. SVP-Prä-
sident und GPK-Mitglied Oskar Kämp-
fer wählt scharfe Worte: «Ich halte das 
Vorgehen für einen Skandal.»

Der Zorn rührt nicht von ungefähr: 
Kämpfer und auch Landräte anderer 
Parteien haben den Verdacht, dass 
Pegoraro mit einer Gesetzesänderung
die Befugnisse der GPK zurückbinden
will, damit künftig Mauscheleien wie 
jene im Geschäftsbereich Fahrzeug-
wesen unter dem Deckel bleiben. 

Die GPK hatte in Zusammenarbeit 
mit der Finanzkontrolle heraus-
gefunden, dass der Weiterverkauf von 
36 ausgemusterten Dienstfahrzeugen
an Beamte oder Drittpersonen intrans-
parent und nicht nachvollziehbar ver-
lief. In 14 Fällen konnte der zuständige 
Abteilungsleiter nicht einmal einen Ver-
kaufsbeleg vorweisen. Ob die jeweils in 
bar einkassierten Beträge korrekt an
den Staat weitergegeben wurden, ist
somit unklar – und der Grund, weshalb
die GPK ihre Ergebnisse der Baselbieter 
Staatsanwaltschaft übergeben hat. 
Diese prüft derzeit, ob sie ein strafrecht-
liches Verfahren einleitet.

In seiner Stellungnahme zum GPK-
Bericht betonte der Regierungsrat, es
seien keine «rechtswidrigen Hand-
lungen und keine finanziellen Nachteile
für den Kanton» festgestellt worden.
Weiter äusserte er die Überzeugung, es

sei «notwendig», bezüglich den Rechten 
und Pflichten der GPK «präzisierende 
Regelungen» zu erlassen. Dies gelte 
«insbesondere für die Befragung von 
Mitarbeitenden, für die Information
und den Einbezug der Direktionsvor-
stehenden bei laufenden Unter-
suchungen» oder für «die Einsicht-
nahme in Personaldossiers».

Finger weg von GPK
Hinter derlei «Präzisierungen» ste-

cke die Absicht, die Kompetenzen der 
GPK einzuschränken, sagt Oskar Kämp-
fer. «Das parlamentarische Aufsichts-
organ wurde ganz bewusst installiert
und ist ein zentrales Kontroll-
instrument, wie sich jetzt ja wieder
gezeigt hat. Daran hat die Regierung
nicht herumzuschrauben, da machen
wir nicht mit.»

FDP-Fraktionschef Rolf Richterich
schliesst sich dieser Haltung an: «Wir
haben den GPK-Bericht noch nicht in
der Fraktion besprochen. Was die Kom-
petenzen der GPK betrifft, lasse ich aber 

nicht mit mir reden. Es gibt keinen 
Anlass für gesetzliche Anpassungen.» 

CVP-Landrat Marc Scherrer unter-
streicht gegenüber der BaZ den Hand-
lungsspielraum, über den die GPK ver-
fügen müsse. «Mit dem bisherigen Sys-
tem sind wir gut gefahren. Ein-
schränkungen vorzunehmen, kann
nicht im Interesse von Parlament und 
Bevölkerung sein.» Landrat Jürg Wiede-
mann von den Grünen-Unabhängigen 
hat den Eindruck, Pegoraro wolle künf-
tig mit am Tisch sitzen, wenn ihre Mit-
arbeiter von der GPK befragt werden.
«Das ist natürlich ein No-Go: Unter die-
sen Umständen ist die Auskunftsperson
gehemmt, weil sie Sanktionen seitens
des Arbeitgebers befürchtet.» 

Im aktuellen Fall trennte sich die
BUD ausgerechnet von jener Mit-
arbeiterin, die direktionsintern das 
Fahrzeugwesen unter die Lupe 
genommen hatte. 25 Jahre arbeitete sie
für den Kanton. Laut GPK lagen gegen 
sie keine Abmahnungen vor. Noch 2016 
habe sie ein positives Zwischenzeugnis

erhalten. Pegoraro bestreitet allerdings
einen Zusammenhang zwischen der
Trennung und der GPK-Untersuchung.

«Es ist absolut fatal, wenn Whistle-
blower oder Befragte der GPK
befürchten müssen, abgestraft zu wer-
den», sagt SP-Präsident Adil Koller. Er
überlege sich einen Vorstoss, um eine
Verbesserung zu erreichen. «Es gibt 
zwar einen gesetzlichen Schutz, aber 
offenbar reicht dieser noch nicht aus.»

«Untragbare» Situation
Für Kämpfer ist die Situation

«untragbar»: Die Amtsperson, welche
die Missstände benannt habe, sei weg – 
die Verantwortlichen der BUD-Garage 
hingegen nach wie vor am Ruder. Das
sei «befremdlich». Ob personalrecht-
liche Massnahmen ergriffen wurden
oder geprüft werden, will Pegoraros
Direktion auf Anfrage nicht mitteilen.
Der Datenschutz verbiete eine ent-
sprechende Kommunikation, sagt BUD-
Sprecher Dieter Leutwyler.

Derweil darf angezweifelt werden,
dass das Regierungskollegium tatsäch-
lich geschlossen hinter der Medienmit-
teilung steht, die sie letzte Woche zum 
GPK-Bericht verschickte. Der Text
schien vor allem für den Zweck verfasst,
Pegoraro aus der Schusslinie zu neh-
men. Aus gut unterrichteten Kreisen hat
die BaZ erfahren, dass es in der Sache
an der letzten Regierungssitzung zu
ernsten Meinungsverschiedenheiten
gekommen ist: Offenbar halten es nicht
alle Mitglieder der Baselbieter Exeku-
tive für besonders klug, dem Landrat 
nach Aufdeckung dubioser Autodeals 
zu empfehlen, seine Kontrollfunktion
zurückzustutzen.

Gar nicht gut angekommen sind die 
Inhalte des regierungsrätlichen Com-
muniqués bei GPK-Präsident Hanspeter
Weibel (SVP): «Es handelt sich um eine
Respektlosigkeit der Regierung gegen-
über der Oberaufsicht.»

Rückendeckung 
für MCH Group
Regierungsrat zeigt Verständnis

Von Kurt Tschan

Liestal. Traditionelle Publikums-
messen verlieren Besucher und Aus-
steller. Besonders zu leiden hat die
Uhren- und Schmuckmesse Baselworld.
Die Ausstellungsfläche müsse deshalb
massiv verkleinert und die Dauer der
Messe verkürzt werden, schreibt SVP-
Landrat Georges Thüring in einer Inter-
pellation. Er wollte deshalb von der
Exekutive wissen, wie sie die künftige 
Entwicklung des Messestandortes Basel
sehe. In ihrer Antwort zeigt sich diese
wortklamm, wenn es darum geht, in die
Details zu gehen.

Die Unternehmensstrategie der
MCH Group sei auf «ein stabiles und
gesundes Wachstum ausgerichtet»,
heisst es. Diese Strategie werde seit 
über zehn Jahren kontinuierlich und
konsequent verfolgt und ermögliche es,
«strategische Initiativen einzuleiten,
welche die Auswirkungen der aktuellen
schwierigen wirtschaftlichen Rahmen-
bedingungen auf das Unternehmen
dämpfen». Der Regierungsrat stelle sich 
hinter diese gelebte Unternehmensstra-
gie. Die Entwicklung der Baselworld sei
mehrmals im Verwaltungsrat diskutiert 
worden. Die eingeleiteten Massnahmen
seien richtig, da sie auf die Bedürfnisse
der führenden Uhrenproduzenten und
Marken ausgerichtet seien. Negativer
beurteilt der Regierungsrat die Perspek-
tiven für die Herbstwarenmesse und die
Muba, da diese Formate den Bedürf-
nissen der Aussteller «oft nur noch 
schwer gerecht» würden.

Nachrichten

Zwei Leichtverletzte bei
Kollision in Liestal

Liestal. Eine 54-jährige Autofahrerin ist 
am Dienstag, 16.15 Uhr, auf der Schau-
enburgerstrasse in Liestal auf die 
Gegenfahrbahn geraten und dabei mit
einem Lieferwagen zusammen-
gestossen. Wie die Baselbieter Polizei 
mitteilt, wurden die beiden Fahrzeug-
lenker beim Unfall leicht verletzt. Sie 
mussten zur Kontrolle ins Spital
gebracht werden. Beide Fahrzeuge
erlitten beim Zusammenstoss Total-
schaden. Die Lenkerin war von der
Schönmatt her in Richtung Kreisver-
kehrsplatz Schauenburg unterwegs
gewesen. Der 43-jährige Lieferwagen-
fahrer war von der kantonalen Auto-
bahn A22 gekommen.

Weniger Regierungsräte
in Verwaltungsräten
Liestal. Der Baselbieter Regierungsrat
nimmt nach eigenen Angaben ver-
mehrt Abstand von der Entsendung
eigener Mitglieder in die strategischen
Führungsorgane der kantonalen
Beteiligungen. Entsprechende
Mandatsträger seien jedoch not-
wendig, heisst es in der Beantwortung
einer Interpellation von Landrat Markus 
Dudler. Mandatsträger seien aber auf
jeden Fall der Eigentümerstrategie des
Kantons verpflichtet. kt

Mitspracherecht bei 
neuer Skater-Anlage
Arlesheim. Die Skateranlage neben
dem Schwimmbad Arlesheim ist nicht
mehr sicher und muss deshalb 
abgebaut werden. Dies schreibt der
Gemeinderat in einer Mitteilung. Die 
Kinder und Jugendlichen würden nun
die Gelegenheit erhalten, sich an der 
Gestaltung einer neuen Anlage oder an 
einem Alternativprojekt zu beteiligen.
Mittels eines Fragebogens, der in den
Schulen verteilt wurde, werden ihre 
Meinungen eingeholt. Der Abbau der 
bestehenden Anlage soll in den nächs-
ten Tagen erfolgen.

Rüffel für illegale Signalisation
Läufelfingen entschärfte gefährliche Strasseneinmüdung mit Verkehrsspiegel ohne Erlaubnis des Kantons

Von Christian Horisberger

Läufelfingen. Ruth Singer versteht die
Welt nicht mehr. Seit Jahrzehnten kann
sich die Läufelfingerin auf einen Ver-
kehrsspiegel verlassen, wenn sie mit
ihrem Auto aus dem Mattenweg, an
dem sie wohnt, auf die Eptingerstrasse
einbiegt. Es ist eine unübersichtliche 
Stelle, die Kantonsstrasse macht kurz 
vor der Einmündung des Mattenwegs
eine Rechtsbiegung. Ohne den Spiegel 
müsste Singer mit dem Auto auf die
Eptingerstrasse hinausfahren, um zu
sehen, ob sie freie Fahrt hat. Dabei
könnte es bereits krachen. 

Dieser Spiegel soll zusammen mit
zwei weiteren Verkehrsspiegeln bei Ein-
mündungen in die Eptingerstrasse ent-
fernt werden, wenn es nach der Basel-
bieter Polizei geht. Im Gemeindeblatt
wird die Verkehrspolizei wie folgt
zitiert: «Die Verkehrssicherheit wäre 
auch ohne Spiegel gewährleistet oder 
könnte mit anderen Massnahmen er-
reicht werden.» Die knappe Läufelfinger
Stellungnahme dazu: «Der Gemeinde-
rat teilt diese Meinung nicht.»

Spiegel sind nur Notbehelf
Wie Gemeindepräsident Dieter For-

ter auf Anfrage der BaZ ausführt, seien 
gemäss Polizei die Kein-Vortritt-
Regelung und die Spiegel nicht kompa-
tibel. «Wir finden das ein bisschen
lächerlich», kommentiert er. «Die Spie-
gel machen Sinn», denn auf der
Eptingerstrasse werde zügig bergauf
gefahren, die Strasse sei schmal. Es
brauche nicht viel, dass ein Lenker von 
der Strasse geraten könne. Ruth Singer
ist nicht ganz so diplomatisch: «Das ist 
doch ‹bireweich›», schimpft sie. Sie frage 
sich, was in den Köpfen von Verkehrs-
sicherheitsexperten vorgehen muss, die 
«herumfahren, um sinnvolle Sicher-
heitsvorkehrungen zu entfernen», statt
dafür zu sorgen, dass welche getroffen
werden.

Singer könnte mit ihrer Theorie zur
Aufdeckung der «Missstände» in Läufel-
fingen richtig liegen: «Im Rahmen eige-

ner Feststellungen» sei die Polizei auf
die Situation in Läufelfingen gestossen,
sagt deren Sprecher Adrian Gaugler auf
Anfrage. Das Einschreiten der Polizei
begründet er wie folgt: Spiegel seien
nur als Notbehelf zu sehen und bei Kno-
ten nur zusammen mit einer Stopp-Sig-
nalisation anzuwenden. Entsprechend
sei ein Verkehrsspiegel als Bestandteil
der notwendigen Signalisation zu sehen
und könne nicht nach Gutdünken auf-
gestellt werden. 

Grundsätzlich seien einfache Mass-
nahmen wie das Schneiden von Hecken
Spiegeln zur Verbesserung der Sicher-

heitsverhältnisse vorzuziehen. Polizei-
sprecher Adrian Gaugler verweist beim
Vorgehen der Polizei auf deren Auf-
sichtspflicht, fussend auf dem Basel-
bieter Strassenverkehrsgesetz und der
dazugehörenden Verordnung. Zu mög-
lichen alternativen Sicherheitsvor-
kehrungen macht die Polizei keine 
Angaben. Diese seien Gegenstand lau-
fender Abklärungen – zusammen mit 
der Gemeinde. 

Der Gemeindepräsident macht kei-
nen Hehl daraus, dass Läufelfingen die
Spiegel seinerzeit womöglich ohne den
Segen aus Liestal montiert habe, um

damit die unübersichtlichen Ecken zu
entschärfen – im Interesse der Verkehrs-
sicherheit. «Man will ja etwas tun.» Die 
Kein-Vortritt-Markierungen seien nach-
träglich angebracht worden: Ohne sie
wären die Quartierstrassen gegenüber
der Kantonsstrasse vortrittsberechtigt. 
Das könnte bei nicht mit der Verkehrs-
situation vertrauten, bergwärts fahren-
den Lenkern für unliebsame Über-
raschungen führen. Bei den Kein-Vor-
tritt-Schildern glaubt Forter den Kanton
einbezogen zu haben.

«Vielleicht haben wir nicht jedes 
Papier eingehalten», bekennt Forter. 
Doch die Leute im Quartier seien dank-
bar, das System funktioniere. Er erinnere 
sich nicht, dass es in dem Bereich je zu
einem Unfall gekommen ist. Anwohnerin
Ruth Singer pflichtet ihm bei. Sie und ihr
Mann würden seit 28 Jahren im Quartier
wohnen, zumindest «ihr» Spiegel sei
dort, seit sie sich erinnere, Unfälle seien
keine passiert.

Schlechte Erfahrungen
Die Gemeinde ist von der Polizei 

aufgefordert worden, zur unzulässigen
Signalisation Stellung zu nehmen. Was 
man bereits getan habe: «Wir belassen
die Situation, wie sie ist und tun erst 
mal nichts», sagt der Präsident. 2019 
plane der Kanton ohnehin die Eptinger-
strasse zu sanieren. Im Zusammenhang
damit könne man dann ja über die Sig-
nalisation sprechen.

Dass die Läufelfinger ihre geliebten
Spiegel behalten dürfen, muss
angezweifelt werden. In einem ähn-
lichen Konflikt hat die Gemeinde
bereits den Kürzeren gezogen. Auf 
Geheiss der Verkehrsabteilung der
Polizei mussten nicht vorschriftsge-
mässe Gewerbewegweiser demontiert 
werden. Die Gemeinde hatte sie als
Hilfestellung für Chauffeure ange-
bracht, die sich immer wieder von 
ihren Navigationsgeräten auf die kür-
zeste Route ins Gewerbegebiet locken 
liessen, die für Lastwagen jedoch nicht
passierbar ist. Dazu Forter: «Manch-
mal kann ich nur den Kopf schütteln.»

Intransparente Deals. 14 Dienstfahrzeuge wurden unter der Hand verkauft. Das 
deckte die GPK auf. Nun will sie die Regierung zurückbinden.  Foto Christian Horisberger

Nicht kompatibel. Das Strassenverkehrsgesetz sieht Spiegel in Kombination mit
Kein-Vortritt-Signalen nicht vor.  Foto Christian Horisberger


